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Die 'ikrise «ut der Flottenkonkerenz
Auf dem toten Punkt

WTB . London , 13. März (Tel . , „DailyHerald " schreibt : Die
Vl «rt » ekonfereuz befindet sich in der ernstesten Krise . Zweifel -
| o« sind die Besprechungen von gestern abend auf dem tote «
Punkt angelangt . Heute sollen die letzten Bemühungen unter -
von '.men worden , um die Kluft zu überbrücken bzw das Pro -
blem von einer neuen Seite in Angriff zu nehmen . Der letzte
Hoffnungsschimmer liegt in dem Umstand , das; Briand den für
gestern augesagten Empfang der internationalen Presse auf
heute verschoben hat . Im Gegensatz dazu verweist „Daily
News " darauf , daß gestern abend zwar ein toter Punkt aufder Flottenkonferenz erreicht worden sei , daß aber der in an -
deren Kreisen herrschende Pessimismus in britischen Kreisen
nicht geteilt werde .

Line Miederlage und zwei Siege Tardieus
Das franjSstsche Einnahmenbndget

WTB . Paris , 13. März (Tel . ) In der Nachtsiyung , die die
Kammer abgehalten hat , um die Frage der Einheitsschule zum
Abschluß zu bringen , hat die Regierung eine neue Niederlage
erlitten . Der Finanzausschutz der Kammer hatte dem betref -
»enden Paragraphen , der die Einführung des unentgeltlichen
Unterrichts in der untersten Klasse der höheren Lehranstalten
vorsieht , eine Bestimmung vorangestellt , die die allmähliche
Ausdehnung der Reform auf sämtliche Unterrichtsklassen in
Aussicht stellt . Ministerpräsident Tardiru verlangte die Strei¬
chung dieses einleitenden Paragraphen . Die Kammer lehnte
jed 'ch den Antrag der Regierung mit 292 gegen 286 Stimmen
ab . Die Vertrauensfrage hatte der Ministerpräsident nicht ge-
stellt . Darauf wurde der zweite Teil des Artikels betr . den
unentgeltlichen Unterricht mit 420 gegen 165 Stimmen ge¬
nehmigt .

Sodann begann die Diskussion der Artikel betreffend die
Kredite für die neuen Ministerien und Nnterstaatssekretariate .
Der Vorschlag des Finanzausschusses , die Zahl der Regie -
rungsinttglieder obligatorisch auf 23 festzulegen , der also auf
die Streichung der vom derzeitigen Kabinett Tardieu geschaf¬
fenen neuen Minister - und Unterstaatssekretärposten hinaus -
läuft , wurde , nachdem Tardieu die Vertrauensfrage dagegen
eingesetzt hatte , mit 320 gegen 260 Stimmen von der Kam -
mer abgelehnt .

Die Kammer tagte um 9 Uhr vormittags französische Zeit
immer noch. Eine längere Aussprache eutspann sich über die
Frage der Zulassung von Glücksspielen in dem Paris benach -
barten Bad Enghien . Die Regierung hat in diesem Falle
gesiegt , und die frühere Bestimmung , daß im Umkreis von
lOO Kilometern von Paris kein Spielsaal unterhalten werden
darf , ist aufrechterhalten worden .

Heute Bormittag , gegen 10 Uhr , kam es zur Abstimmung
über da ? Einnahmebndget , das mit 476 gegen 112 Stimmen
angenommen wurde . Tie Einnahmen betragen SO 409 Millio -
ncn Franken , der Einahmeüberschuß 208 Millionen Frauken ,
der allerdings durch die vom Senat bewilligten Ausgaben für
Bozialversicherung in Höhe von ISO u . das Flottenbauprogramm
in Höhe von 120 Millionen ausgezehrt ist.

Aus den Tündern
Frick und Severins

Aus eine Erklärung des nationalsozialistischen Ministers
»on Thüringen , Frick, daß er ans die Anfrage des Reichs -
tnnenministers Severins über den Schülerbund „Adler und
Falken " nichts zu antworten gedenke , wird , wie die „Berliner
Volkszeitung " mitteilt , der Reichsinnenminister überhaupt
nicht reagieren , sondern er wird , wen » die Frist für die Be -
antwortung abgelaufeu ist, seine Anfrage noch einmal wie -
verholen . Sollte Herr Frick auch dann noch keine Neigung
zur Antwort haben , so ergeben sich, wie das Blatt betont ,
für den Reichsminister Möglichkeiten genug , die für Herrn
Frick und für Thüringen keineswegs angenehm seien .

Die Deutsche Volkspartei gegen Frick
WTB . Weimar , 13 . März (Tel . ) Die Fraktion der Teut -

scheu Bolkspiktei des Landtags von Thüringen erklärt zu der
in der gestrigen Reichstagssitzung von dem Staatsminister Dr .
Frick in seiner Eigenschaft als Reichsratsbevollmächtigter „ im
Rainen der thüringischen Regierung " abgegebenen Erklärung
zu dem Uonngplan , datz die von Dr . Frick vorgelesene Erklä¬
rung ohne Billigung , ja ohne Kenntnis der thüringische » Nr -
gieruug abgegeben worden sei . Diese sei vielmehr durch das
Vorgehen vr , Fricks völlig überrascht worden .

Hunderttausend verschollene deutsche Kriegsgefangene , Eine
soeben veröffentlichte Statistik enthüllt ein grauenhaftes Bild .Rund 100000 deutsche Kriegsgefangene , also deutsche Solda »
ten . die nachweislich lebendig in die Hand der Feinde gefallen
sind, sind nicht mehr in die Heimat zurückgekehrt . Über ihr
Schicksal ist trotz eingehender Nachforschungen nichts mehr be-
kannt geworden . Aus Frankreich sind 43 000 und an ? Ruß -
land S1000 deutsche Kriegsgefangene nicht mehr heimgekom -
men . Bei den letzteren handelt es sich allerdings um Leute ,die aus freien « tücken sich in Rußland ansässig gemacht hat -ten .

Verfahren gegen Pabst eingestellt . Die Staatsanwaltschaft IIin Berlin hat lt . „Voss. Ztg .
" da » Verfahren wegen Mordes

gegen den Major a . X . Waldemar Pabst eingestellt , das seit
einiger Zeit gegen Pabst wegen seiner angeblichen Beteili -
gnng an der Ermordung an Rosa Luxemburg und Liebknecht
lief .

Nicht genehmigte Einreise . Einer Delegation von 20 Ruf -
sen wurde in Ellis Island die Einreisegenehmigung nach den
vereinigten Staaten nicht erteilt .

Letzte Nachrichten
Die Mnnggesetze in Ikraft

Vom Reichst angenommen
BDZ . Berlin , 13. März . Der Reichsrat genehmigte heute

sämtliche mit dem Uonngplan in Verbindung stehenden Gr »
setze mit 42 gegen 5 Stimmen bei Stimmenthaltung der
Bayer », Sachse » und Mecklenburg -Schwerin . Tie thüriu -
gische Regierung beantragte , gegen das deutsch -polnische
Liguidaiionsabkommeu Einspruch zu erhebe » . Hierüber wird
zur Zeit noch debattiert .

Das deutsch - polnische Liquidationsabkom -
m e n wurde dann mit 33 gegen 10 Stimme » angenommen .
Dagegen stimmten die preußischen Provinzen Ostpreußen ,
Brandenburg , Pommer », Grenzmark - Poseu - Westpreußen ,
Oberschlesien , Schleswig -Holstein , Rhemprovinz und die Lün -
der Thüringen und Mecklenburg -Schwerin . Stimmenthaltung
übten Niederschlesien , Bayer » , Sachsen , Oldeuburg und Bre -
men .

Ein preußischer Antrag , die Younggesetze als dringlich
zu erkläre » , wurde mit 42 gegen 5 Stimme » a u g e n o m -
m e ». Gege » die Dringlichkeit stimmten Ostpreußen , Brau »
denburg , Pommern und das Land Thüringen . Stimmenthak -
tung übten Bayern , Sachse » und Mecklenburg -Schwerin .

Damit sind sämtliche Nouugges tze vom Reichsrat
genehmigt , und da auch die Dringlichkeit erklärt worden ist,
läßt der Reichspräsident sie sofort in Kraft setzen.

Vom Reichspräsidenten vollzogen
WTB . Berlin , 13. März (Tel .) Reichspräsident von

H i n d e n b u r g hat heute den Joungplan und fei « damit in
Verbindung stehenden Gesetze ausgefertigt nnd ihre
Verkündigung im Reichsgesebblatt » e r a n -
laßt .

Das Gesetz, welches das deutsch - ^ uische Liqui -
dationsabkommen enthält , hat der Reichspräsident
noch nicht vollzogen , sondern zur Prüfung einstweilen zurück -
gestellt nnd sich zur Klärung der Frage , ob das Gesetz ver -
sassungsändernden Charakter hat , mit dein Reichskanzler in
Verbindung gesetzt.

Der Reichspräsident hat bekanntgegeben , daß ihm
von verschiedenen Seiten Zuschriften zugegangen seien , dem
Aouiigpla » sei»« Zustimmung zu verweigern . Schweren
Herzens habe er nach reiflicher und gewissenhafter Prü -
fung die Gesetze aber unterschrieben , weil er zur über -
zeugung gelaugt sei, daß trotz der schweren Belastung der
Noungpla » im Vergleich zum Dawesplan eine Besserung
bringe . Zu einer Ablehnung habe er sich im Gefühl sei -
ner Verantwortung nicht entschließen können , da die Fol -
gen für die deutsche Wirtschaft und das deutsche Volk unab -
sehbar seien und schwere Krisen bringen würden .

Massct»hinrichtu„gen in Afghanistan
WTB . Teheran , 13 , März (Tel .) Nach einer Meldung aus

Kabul sollen 75 Anhänger de? von Nadir Schah verjagten und
Hingerichteten Thronusurpators Vacha i Sakao auf Befehl des
neuen Herrschers hingerichtet worden sein .

Stillstand der Arbeitslosigkeit
Das Anwachsen der Arbeitslosigkeit kann in der W ^che

vom 3 . bis 8. März nach dein Bericht der Reichsanstalt sür
Arbeitslosenvermittlung und Arbeitslosenversicherung als zum
Stillstand gekommen bezeichnet werden .

Zugänge von neuen Arbeitsuchenden konnte erstmals durchdie Abgänge au Arbeitslosen ausgeglichen werden . Die Früh -
jahrsbelebuug in den Autzenberufen steige, wenn auch uu -
sicher und zögernd , langsam weiter an . Die Zahl der Haupt -
Unterstützungsempfänger in der versicherungSmätzigen Arbeits »
losenuuterstützung , die am 28, Februar nach der endgültigen
Meldung 2 378S21 betrug , ging in der Berichtswoche auf2 363 000 zurück ; die Zahl der Hauptunterstützungsempfängerin der ikrisenunterstützung betrug am 28. Februar 277 202 ;
sie ist nach den Bormeldungen inzwischen noch um fast 1000
Personen angestiegen . Der Höhepunkt der winterlichen Ar -
beitslosigkeit dürfte demnach am 28. Februar bei 2 WS 723
Hauptunterstützuiigseinpsängern erreicht gewesen sein .

Die Ernennung vr . Luthers zum ReichSbankpräsidenten
für vier Jahre wurde vom Reichspräsidenten vollzogen .

Verkauf einer Eisenbahustrecke . Zu dem Verkauf der Eisen -
bahnstrecke Zittau —Reichenberg au die Tschechoslowakei wird
von Berliner zuständiger Stelle mitgeteilt , datz die VerHand -
lungen mit der Tschechoslowakei über die Neuregelung der
Verhältnisse auf der Grenzeiseiwahn un Dezember v. I . zueiner Einigung in den wesentlichsten Punkten geführt haben .
Die Vorschläge der beiderseitigen Kommissionen unterliegen
zur Zeit der Prüfung der Negierungen . In diesen Vorschlä -
gen ist die Abtretung des auf tschechoslowakischem Gebiet ge-
legenen Teils der Reichsbahnstrecke Zittau —Reichenberg vor¬
gesehen .

* Endgültige Annahme
des Woungplanes

Mit einer noch größeren Mehrheit als am vorigen
Tage hat gestern der Reichstag die Jounggesetze in der
dritten Lesung angenommen . Und zwar wurden für
die Aounggesetze 270 Stimmen abgegeben gegen 192 bei
3 Enthaltungen . Das deutsch -polnische Liquidationsab -
kommen fand allerdings nur mit recht schwacher Mehr -
heit Annahme , nämlich mit 286 Stimmen gegen 217 bei
8 Enthaltungen . Ein Antrag der Oppositionsparteien
auf Aussetzung der Verkündigung der Aounggesetze
wurde mit dem erforderlichen Drittel der anwesenden
Abgeordneten angenommen . Die Regierungsparteien
beantragten darauf , die Zlounggesetze für dringlich zu
erklären . Der Antrag wurde mit 283 gegen 174 bei
4 Enthaltungen angenommen . Bei der Abstimmung über
die Uounggesetze hatte die Deutsche Volkspartei Frak -
tionszwang beschlossen.

Eine Extratour leistete sich die Bayerische Volkspartei ,
indem ihre Mehrheit gegen die Gesetze stimmte . Dann
sprach sie sich allerdings für den Dringlichkeitsantrag
aus , enthielt sich später aber wieder , als es sich um das
Vertrauensvotum für die Regierung drehte , der Stimme .
Im Bayrischen Landtag hatte der der Deutschnationalen
Volkspartei angehörende Justizminister Gürtner eine Er -
klärung abgegeben , nach welcher die bayerische Regie -
rung von der Unerfüllbarkeit des Aoungplanes überzeugt
sei. Der Zorn der Bayerischen Volkspartei war übri -
gens dadurch erregt worden , daß ein Antrag Preußens ,
den bekannten Paragraphen 35 des Finanzausgleichs
(Zuschüsse an leistungsschwache Länder ) zu beseitigen ,
eingegangen war . und daß sich Sozialdemokraten , Demo -
kraten und das Zentrum nicht dazu verstehen konnten ,
die bindende Verpflichtung für die Aufrechterhaltung des
Paragraphen 35 zu übernehmen . Man wird auf diesen
preußischen Antrag noch zurückzukommen haben .

Die gestrige Debatte im Äeichstag , in deren Verlauf
auch der Reichskanzler das Wort ergriff , führte zu einer
nochmaligen Anfrage an die Regierung , ob sie wirklich
davon überzeugt sei , daß man den Verpflichtungen des
Aoungplanes nachkommen könne . Die Antwort darauf
konnte nicht anders lauten , als sie gelautet hat , nämlich ,
daß die Reichsregierung und mit ihr das deutsche Volk
sich ehrlich bemühen werden , den im Aoungplan über -
nominellen Pflichten nachzukommen, daß aber schon im
Uoungpan selbst durch die Eventualität eines Mora -
toriums und einer Revision die Möglichkeit einer Nicht-
ersüllung offengelassen wurde .

Besonders scharf haben in den letzten Tagen die Spre -
cher der Zentrnmspartei , in der vorigen Woche der Ab-
geordnete Dr . Ulitzka und gestern der Fraktionsführer
Dr. Brüning , die Auffassung unterstrichen , die inan vom
Standpunkt unserer natioualwirtschaftliche » Interessen
zu dein Joungplan zu vertreten hat . Diese Auffassung
ist auch die unsrige . Sie gipfelt in der Erkenntnis , daß
man den Joungplan nur deshalb unterschreiben kann ,
weil er eine wesentliche Verbesserung des Dawesplanes
bedeutet , weil dieser Daivesplan , wenn man auf ihn zu-
rückzugreifen hätte , die Wirtschaftskalastrophe heraufbe -
schwören müßte , weil der Aoungplan für die nächsten
Jahre sehr ansehnliche Minderzahlungen im Vergleich
zum Dawesplan mit sich bringt (650 bis 700 Millionen ) ,
und weil gerade unsere Wirtschaft in diesem Augenblick
eine Krifts , wie sie sich durch Ablehnung der Aoung -
gesetze unbedingt ergebe » müßte , nicht ertragen könnte .
Im übrigen ist die Enttäuschung bei uns darüber , daß
man bei den Liquidationsabkommen so wenig erreichen
konnte , und daß die Gläubigermächte die deutsche Zah -
lungsfähigkeit noch immer falsch einschätzen , allgemein .
Dr . Brüning hat gestern betont , der Voungplan sei kein
Vertrag zwischen gleichberechtigten Gegnern , sondern
ähnele einem Diktat ; und diesem Diktat hätten wir uns
fügen müssen .

Mit großem Nachdruck ist dann auch von dem Zen -
trumsführer die Notwendigkeit der Juangrisfnahme der
Finanzresorm betont worden . Von Rechts wegen müßte
diese Aufgabe bis zum 1 . April erledigt sein . Jnzwi -
schen sind nähere Mitteilungen über das von den vier
Parteien besprochene Finanzreformprogramm bekannt -
geworden . Neu ist daraus , daß zur Erleichterung des
Hereinströmens ausländischen Kapitals und zur Förde -
rung des Absatzes festverzinslicher Wertpapiere die Auf -
hebuug der Äapitnlertragsteucr für alle festverzinslichen



WerGspieve voi» 1 . Oktober lÄÄl au geplant fei , fet»
»er , «zäh man .

'an eme .ErHöhu »g der Tcktstc »cr und an
eine Prstcurrung der Qualitäts - »nd KlaschenMeine
denke. Dagegen soll Sie Rückerstattung der zu viel . be¬
zahlte » Lohnsteuerbeträge beibehalten werden .

Nach den Berichten sozialdemokratischer Bätter - habe
man in der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion geg^ n
einzelne Punkte des Programms erhebliche Bedenken
erhoben . Überhaupt handele es sich nicht um einen festen
Reformplan , sondern um „eine Art von Skizze , die noch
einer näheren Ausführung bedürfe " . Also hängt auch
hier noch alles in der Luft , und kein Mensch weiß zu
sagen , wie die Reichsfinanzreform aussehen soll , die nun
endlich ans den monatelangen Beratungen hervorzü -
gehen hätte .

In finanzpolitischer Hinsicht interessant sind Äußerungen ,
die vou dem neuen Reichsbankpräsidenten , £>r. Luther ,
durch ein Interview bekanntgeworden sind . Dr. Luther
ist der Meinung , daß wirklich produktive Anleihen für die
deutsche Volkswirtschaft nützlich sind . Ob darüber hinaus
die Hereinnähme von Auslandgeld verantwortet werden
kann , hänge ganz davon ab , wieviel begründetes Ver -
trauen man in die Gesamtentwicklung Deutschlands fetze.
Was diese Gesamtentwicklung anlange , so seien die Wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten der Gegenwart fehr groß ,
aber man solle sie nicht dadurch übersteigern , daß man
allzu laut von einer Vertrauenskrisis fpreche. Das deutsche
Volk habe nach dem Kriege so Außerordentliches in Wirt -
schaftlicher Wiederaufbauarbeit geleistet , daß es gar nicht
einzusehen sei , warum diese große Kraft sich nun nicht
mehr durchsetzen soll. Sehr wesentlich werde es darauf
ankommen , ob das Ausland die deutschen Ausfuhrerzeug -
niffe auch wirklich aufzunehmen bereit fei oder nicht.
Die deutsche Währung fei gegen jede Gefahr gesichert.
Von großer Wichtigkeit sei die Herabsetzung der Zins -
sätze. Doch werde eine solche Senkung nur möglich sein,
wenn in der allgemeine » Politik der Gesichtspunkt der
Kapitalbildung mehr in den Vordergrund trete . Auch'die Reichsbank müsse alles mir Mögliche tun , um -den
Katzitalzins zu ermäßigen .

Man sieht, daß Dr . Luther sich i» diesen seinen Äuße¬
rungen nur auf das Gebiet beschränkt hat , daß er als
Reichsbankpräsident zu beaufsichtigen hat . Eine genaue
Stellungnahme zu den drängenden Problemen unserer
Wirtschaftspolitik hat er vermieden . Daß er auch hier -
über ganz bestimmte Ansichten hat , versteht sich ganz von
selbst .

Erfreulich ist es , daß die Wahl Dr . Luthers eigentlich
von der gesamten Presse Deutschlands , soweit sie. nicht
eine Politik unfruchtbarer Negation betreibt und sich
"damit ganz von selbst ausschaltet , mit Genugtuung be-
grüßt worden ist . Hie und da hat man Herrn Luther
unter Hinweis auf das Beispiel seines Vorgängers er -
mahnt , sich in politischer Beziehung großer Zurückhal -
tung zu befleißigen . Diese Mahnungen sind wohl bei
«wem Mann wie Luther wenig angebracht . Er wird
ffelbst am besten wissen , wann der Moment gekommen
ist , der ihm ein Heraustreten ans seiner Reserve ge -
bietet . Daß eine Persönlichkeit wie Luther sich nicht
«scheuen wird , in der Stunde ^>er Not seine Meinung zu
sagen , das dürfen wir ruhig annehmen .

Brantweinverbot an zwei Wochentagen . Im Volkswirt -
schaftliche » Ausschuß des Reichstages wurde in zweiter Le¬
sung § 15 des Gaststättengesetzes angenommen , der die oberste

iLandesbehörde ermächtigt , den Ausschank von Branntwein
und den Kleinhandel mit Branntwein für bestimmte Morgen -
stunden sowie an höchstens zwei Tagen der Woche, insbeson¬
dere an Gehaltszahlungstagen und,' an Wahltagen , ganz oder
teilweise zu verbieten oder zu beschränken .

Wade » im Finanzkinsgleicki

zwischen Reick und Ländern
U .

Bei der Kraftfithrzeugsteuer , wo die Verteilimg auf
J,4 Einwohnerzahl , % örtliches Aufkommen und V» Ge -
bietsumfang erfolgt , zeigt es sich , daß Länder mit ftar -
kem Aufkommen und geringem Gebietsunifang , wie
Sachsen , Hamburg und Baden stark benachteiligt sind.

An der Biersteuer sind bisher nur die Länder Bayern ,
Württemberg und Baden beteiligt , in Gestalt des fog.
Biersteuervvrans . Der bisherige Anteil der drei Länder
betrug für Bayern 45 Millionen , für Württemberg 8,633,
für Baden 5,755 Millionen Reichsmark . Die Denkschrift
rechnet mit der Möglichkeit der künftigen Einbeziehung
der Bierstener in die ltbcrwkisnngsstcuern . Unterstellt
man , daß künftig 70 v. H . des Biersteueraufkommens
nach dem Produktionsschlüfsel unter die Länder verteilt
werden , so ergäbe sich, wenn man eine Teilungsmasse
von 280 Millionen Reichsmark (70 v . H . ans 400 Mil -
lionen Reichsmark ) zugrunde legt und weiter annimmt ,
daß der bisherigen Bierstenervorans der Länder Bayern ,
Württemberg und Baden zu Laste » des Reichsanteils
erhalten bleibt , folgendes Bild :

Länder
tz'wwohner-

lchiiiffei

v. H .

Produktions -
Ichliissei

». H .

Bisheriger
Anteil

in
Willi »»«» 52K-

Für die Zukunft
mögl . Auteil (mit

Einsthlusi des
Voraus )

Preußen . . . 61,08 40. 50 130,2
Bayern . . . 11,82 27,66 45,000 122,5
Sachsen . . . 7,99 7,40 20,7
Württemberg 4,13 5,24 8,633 23,3
Baden . . . . 3,71 ' 4,55 5,755 18,5
Thüringen . . 2,58 2,80 — 7,8
Hessen . . . . 2,16 1,96 — 5,5

(Die Zahlen beim Produktionsschlüfsel sind teils ge-
schätzt, teils beruhen sie auf einer nicht amtlichen Produk -
tionsstatistik für 1928/29 .)

Von der Einkommen -, Körperschafts - und Umsatzsteuer ,
der Grund - und Gebäudesteuer , der Gewerbesteuer und
der für den allgemeinen Finanzbedarf bestimmten Haus -
zinssteuer für 1926/27 entfielen in Baden ans das . Land
92,9 , auf die Gemeinden 97,6 Millionen , ans den Kopf
gerechnet für das Land 40,18 , für die Gemeinde » 42,19
Reichsmark , prozentual betrachtet auf das Land 48,8
v . H ., auf die Gemeinde 51,2 v . H . Von der Einkorn -
inen », Körperschaft - und Umsatzsteuer 1926/27 entfielen
62,5 v . H . auf das Land , 37,5 V. H . auf die Gemeinden ,
von der Grund - und Gebäudestener und der Gewerbe -
steiler sowie der für den allgemeinen Finanzbedarf be-
stimmten Hauszinsstener 38,1 v . H . ans das Land , 61,9
v . H . auf die Gemeinden , bei der Grund - und Gebäude¬
stener und der Gewerbesteuer 37,9 v . H . auf das Land ,
62,1 v . H . auf die Gemeinden , von der gesamten Haus -
zmssteÜer 41,3 v . H . anf das Land , 58,7 V . H . ans die Ge-
meinden . Die Laste,ibertcilnng hat sich gegenüber der
Vorkriegszeit ganz bedeutend verschoben. In Preußen ,
Sachsen und Württemberg hat sich das Land zu Lasten
der Gemeinden entlastet . Dagegen haben die Länder
Bayern , Baden und Hessen einen größeren Lnstrnanteil
wie in der Vorkriegszeit übernommen . Baden steht , was
den Kopfbetrag für Land und Gemeinden zusammen an -
langt , hinsichtlich des Znschnßbedarfes für die vier Haupt -
lastengebiete : Polizei , Schulwesen , Wohlfahrtswesen » nd
Verkehrswesen , mit Sachsen an der Spitze . Bei der Aus-
teilung zwischen Land und Gemeinden trägt in Baden
das Land wie in Bayern den höchsten Lastenanteil . (In
Heiden Ländern : Gemeinden 50,6, Land 49,4 ) .

Die Erwerbung von Kunstwerken der ehemaligen
Großherzoglichen Familie durch den Staat

Zwischen dem Lande Baden einerseits und der ehemaligen
Großherzogin Hilda von Baden , der Prinzessin Max von
Baden und deren Kindern andererseits , wurde eine Verein -
barung getroffen , wonach 511 der dem ehemaligen großher -
zoglichen Hause gehörigen Kunstwerke der Badischen Kunst -
halle sowie gegen 25 000 Blätter des Kupserstichkabinetts in
das Eigentum des Landes Baden übergehen .

Die Zahlungen für diese Erwerbe sind nach einem dem
Vertrag angeschlossenen Zahlungsplan auf 21 Jahre verteilt .
Ein Darlehen von 200 000 3SU. , das im vorigen Jahre mit
Rücksicht auf die schwebenden Verkaufsverhandlungen der Ver -
mögensverwaltung des ehemaligen großherzoglichen Sauses
einstweilen gegeben wurde , gelangt durch Anrechnung aufden Kaufpreis zur Tilgung . Das Land Baden vergütet an
die ehemalige Großherzogin Hilda mit Zustimmung des Mark -
grasen Berthold , der Prinzessin Marie Luise von Baden geb.
Prinzessin vou Großbritannien und Irland , sowie der Prin -
zesstn Marie Alexandra von Hessen geb. Prinzessin von Ba -
den , einen Betrag von 4 Millionen Reichsmark . Die Zins -
Berechnung erfolgt aus dem Kapitalbetrag von 3,8 Mill .
Reichsmark , und zwar mit 6 Proz . bis zum 31 . Dezember1937 und von da an mit 5 Proz . bei jährlichen Annuitäten
von 300 000 m .

In der Vereinbarung sind namentlich aufgeführt Familien -
bildnisse , Gemälde fürstlicher Personen , Fürstenbildnisse und
Gedenkblätter , die von der Abtretung ausgenommen bleiben .Das vormals großherzogliche Haus erkennt ausdrücklich an ,daß ihm aus dem durch Gesetz vom 25 . März 1919 genehmig¬ten Vertrag keinerlei Aufwertungsansprüche gegen das LandBaden zustehen . Das damalige Gesetz hat der ehemaligen
großherzoglichen Familie zwecks Auseinandersetzung mit demStaat ein Kapital von 8 Mill . gewährleistet . Durch die In -
flation ist dieses größtenteils vernichtet . Die Vertreter des
großherzoglichen Hauses haben dieserhalb einen Aufwertuugs -
anspruch geltend gemacht , dessen Berechtigung das Staats -
Ministerium nachdrücklichst bestritt . Infolgedessen — so heißtes in der Begründung zu dem Gesetzentwurf — wurde die
Frage des Verkaufs von Gemälden aus dem Privatbesitz des

vormaligen großherzoglichen Hauses akut . Dieser Verkauf mutz
zugegeben werden , wenn die finanzielle Notlage der Vermö -
gensverwaltung des ehemaligen großherzoglichen Hauses nach-
gewiesen werden kann . Ein solcher Nachweis wurde geliefert .
Wegen desselben könnte man es zwar noch auf eine gericht -
liche Entscheidung ankommen lassen . Damit würde aber auchder Aufwertungsanspruch wieder zum Gegenstand eines Pro -
zesses gemacht .

Ilm die damit verbundene Schädigung wichtiger Landesin -
teressen zu vermeiden , nnd um insbesondere der Gesahr eines
Verkaufs wertvoller Gemälde zu entgehen , sah sich die Staats -
regierung genötigt , die vorliegende Verein barung abzuschlic -
ßen , die nach langjährigen Verhandlungen endlich zustande -
kam.

Kirchenmusikalische Woche der Bad . Hochschule für Musik .
Für evangelische Organisten und Chorleiter findet in der
Zeit vom Montag , dem 28. April , bis Samstag , dem 10. Mai
1930, in Karlsruhe ein von der Badischen Hochschule für
Musik in ihren Räumen , Kriegsstraße 166/63 (ehem . Palais
Bürklin ) , unter Beteiligung der Evangelischen Landeskirche
veranstalteter kirchenmnsikalischer Kurs statt . Der alljährliche
ordentliche Orgelkurs für Organisten in Heidelberg fällt im
Frühjahr 1930 aus .

Reger - Fcst i » Heidelberg . Wie man hört , wird am 5. und
6. Juli in Heidelberg ein Reger -Fest veranstaltet , das in der
Hauptsache unter Leitung von Jochum , Mannheim , stehenwird , und bei dem das Orchester der Stadt Heidelberg sowiedas des Mannheimer Nationaltheaters gemeinsam konzertierenwerden .

Geht Generalintendant Ebert nach Mannheim ? Wie aus
Darmstadt berichtet wird , verläßt Geueralintendant Karl
Ebert voraussichtlich in Kürze Darmstadt . Der Generalinten -
dant des Hessischen Landestheaters steht zur Zeit in aussichts -
reichen Verhandlungen mit der Stadtverwaltung Mannheim
wegen Übernahme der Leitung des Nationaltheaters Mann -
heim . Wie es heißt , dürften die Verhandlungen in kurzer Zeit
zu einem positiven Abschluß führen .

Die Unte ^ nchung zeigt , daß Bade » (Laich und Ge¬meinden zusammen ) hinsichtlich des reinen Fiminzdet », ? .
fes schon ini Rechnungsjahre 1913/14 an der Spitze der
zum Vergleich herangezogenen Länder und auch erheblichüber dem Reichsdurchschnitt stand . . Auch der Kopfbetragan erhobenen Stenern war damals gegenüber den Ver -
gleichsländern der höchste . Für 1*925/26 steht Baden mit
seinem reinen Finanzbedars (rund 167 Ml ) an der
Spitze der Vergleichsländer nnd gleichzeitig weit über
dem Reichsdurchschnitt (rund 143 Ml ) . Baden hat nachder Berechnung der Denkschrift im Rechnungsjahre
1925/26 rund 30 Millionen Reichsmark , und 1926/2?
rund 83 Millionen Reichsmark mehr für feine öffentliche
Verwaltung ausgegeben als das Nachbarland Württem -
berg . Noch ungünstiger wirkt ein Vergleich mit Bayer »,'das je Kopf der Bevölkerung nur 138 Ml ausgibt , als
rund 138 Millionen Reichsmark weniger als Baden . Es
wird Sache der eingesetzten Sparkommission sein , die
Vergleichszahlen der Reichsfinanzstatistik in einer Einzel -
Untersuchung auf ihre Vergleichbarkeit nachzuprüfen .
Eine vergleichende Übersicht über den reinen Finanzbe -
darf für Land und Genieinden in Baden und Württem -
ber 1925/26 und 1926/27 zeigt übrigens schon , daß die
im Vergleich * zu Württemberg festgestellte anssallende
Steigerung des reinen Finanzbedarfes in Baden im we-
fentlichen anf das Gebiet der Erwrrbslosrnsursorge und
das Wohnungswesen entfällt .

Die Annkwme der Vounggesetze
Die dritte Lesung im Reichstag

Im Reichstag ist am Mittwoch die mit großer Spannungerwartete endgültige Entscheidung Ü5er dir Aounggeseve ge-
fallen . Der Donngplan und die mit ihm zusammenhangendenAbkommen und Gesetze sind angenommen . Die Opposition hat
zwar einen Beschluß auf zweimonatige Aussetzung der Ver -
künduug der Gesetze erreicht , weil zu einem solchen Beschluß
nach der Reichsverfafsung ein Drittel der Abgeordneten ge-
nngt aber das wird laum zu einer wesentlichen Verzögerung
führen , denn auf Antrag der Regierungsparteien wurden
gleich darauf die Uounggesetze für dringlich erklärt , und wenn
der Reichsrat sich heute dieser Dringlichkeitserklärung an -
schließt , woran nicht zu zweifeln ist, so kann der Reichspräsi -
dent ohne Rücksicht auf den vorher gefaßten Ausfetzungsbe -
schlnß sofort die Gesetze verkünden und damit in Krast setzen.Der Aussetzungsbeschluß hat also praktisch nur die Wirkung ,
daß der Reichspräsident als letzte Instanz die Entscheidungüber die Annahme des Uoungplanes hat .

Die dritte Beratung wurde gestern eingeleitet durch die be-
reits gemeldete Rede des Reichskanzlers . Nach dem Kanzler
gab Abg . Tauch i.D . Vp . ) für die Regierungsparteien eine Er -
kiärui '.g al>, die die Haltung der englischen Regierung beim
Liquidationsabkonuacn bedauert und die großen Bedenken
hervorhebt , mit denen die Mehrheit gezwungenermaßen die -
fem Abkommen zustimme .

Schon bei dieser Erkärnng war es auffallend , daß sich die
Bayerische Poltspartei den übrigen Regierungsparteien nicht
angeschlossen hatte . Der Eindruck , daß die Bayerische Volts -
Partei sich nicht mehr der Regierungskoalition zugehörig fühle ,wurde im weiteren Verlans der Zitznng verstärkt . Als oer
Zentrumsführer Dr. Brüning einen Antrag der Regierungs -
Parteien verlas , der unter Bezugnahme auf die in der Kauz -
lerrede enthaltenen Vorbehalte billigt , fehlte auch hierbei die
Bayerische Volkspartei . Ein Redner dieser Partei nahm in der
Aussprache nicht das Wort , aber bei der namentlichen Ab-
stiinmung über den Art . 1 des Doungplanes zeigte sich, daßnur die drei Fraktionsführer der Bayern Stimmenthaltungübten , während die übrigen Mitglieder der Partei gegen die
Regierungsvorlage stimmten . Als nachher ein kommunistischer
Mißtrauensantrag gegen das Reichskabinett mit 277 gegen169 Stimmen bei 13 Enthaltungen abgelehnt wurde , hattendie meisten Mitglieder der Bayerischen Volkspartei . nicht mit
Nein gestimmt , sondern Stimmenthaltung geübt . Dieses Aus -
brechen der Bayern aus der Regierungskoalition dürfte sicher-
lieh weitere Folgen nach sich ziehen und vor allem die Verhäng -
hingen über die finanzielle Sanierung stark beeinflussen .

Das am heftigsten umstrittene deutsch - polnische Liquibatwns -
abkommen wurde mit 236 gegen 217 Stimmen bei 8 Ent -
haltnugen angenommen . Bei den übrigen Bestandteilen der
Uoung - Gesetzgebung war das Stimmenverhältnis ähnlich wie
bei Art . i . Nur das Reichsbank - und Reichsbuhngesetz fanden
eine größere Mehrheit , weil hier auch die Wirtschaftsparteimit den Regierungsparteien stimmte . Nach der Annahme der
Nounggesetze wurden noch mehrere Entschließungen angenom -
men , in denen für die deutsche Minderheit in Polen und fürdie Liquidalions - und Gewaltgeschädigten eingetreten wird .

Ter Billigungsantrag für die Reichskanzlererkiarung wurde
mit 248 gegen 170 Stimmen bei Stimmenthaltung der Boye -
rischen Volkspartei angenommen .

Aufsehen erregte es in der Sitzung , als der nationalsozia -
listische Abgeordnete Dr. Frick zum ersten Male in seiner Ei -
genschaft als Reichsratsbevollmächtigter der thüringischen Ne-
gierung das Wort nahm . Seine Erklärung wandte sich mit
großer Schärfe gegen den Aoungplan und die Außenpolitik der
Reichsregierung .

Ministerialdirektor Dr . Brecht betonte als preußischer Reichs -
ratsbevollmächtigter , daß der Reichsrat in seiner überwiegen -
den Mehrheit eine andere Stellung eingenommen habe als die
thüringische Regierung .

Heute , Donnerstag , 14 Uhr , soll das Republikschuqgesetz
zur zweiten Beratung kommen . Es wird also in den nächsten
Tagen kaum friedlicher zugehen als bei den jetzt abgeschlos-
senen Akt um die Aounggesetze .

In Nürnberg wurde ein Kaufmann verhaftet , der sich in
einer Kunstanstalt nach dem Muster der Spielmarken des Wi»«
sinos von San Remo mehrere Tausend Spielships herstellen
ließ , verhaftet . Durch diese Nachahmung hätte die Spielba -r.
nm mehr als 6 'A Millionen Lire geschädigt werden könne " .

Ein in Klein - Wallstadt (bei Aschaffenburg ) wohnender , ver -
heirateter Arbeiter begab sich in einen Steinbruch und brachte
dort in selbstmörderischer Absicht einen Sprengkörper zur Ex -
plosion . Dabei wurden ihm beide Beine zerschmettert und die
Hände schwer verletzt . Lebensgefahr besteht nicht .

Der Dolmetscher des städtischen Einquartierungsamtes in
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NadiStDer Landtag
Die Kapitalflucht — Staatsmittel zur Zins -

verbilligung auf dem Baumarkt
(37 . Sitzung . )

DA . Karlsruh «, 12. März 1930
Die Aussprüche über

Handel und Gewerbe
wird am Rachmittag ' zu Ende geführt .

Abg . Dr Kaufmann ( Zentr . ) meint , eine stärker, , Bejteue -
rung der Banken würde de » unter dem Zinsdruck seufzenden
Erwerbskreisen nichts nützen . Die hohe» Einlagezinsen nach
der Inflation hatten naturgemäß hohe Darlehenszinsen zur
Folge . Zu einer Herabsetzung der Einlagezinsen scheut sich
jede Bank , den Anfang zu machen . Der einzige Weg zu einer
Änderung der Verhältnisse wäre die gesetzliche Festlegung von
Höchstzinssätzen . Schlimmer noch als die hohen Zinsen wirk -
ten sich die an die Darlehcnsgewähruug geknüpften Neben -
sorderungen aus . A» der Grenze sehe man , wieviel Geld in
die Schweiz wandert . Es seien leider auch Beamte darunter .
Schweizer Banken hätten erklärt , daß sie überschwemmt wür -
den von Geldeinlagen aus Deutschland ( Rufe : Hört , hört ! ) .
Die Geldanlage im Auslaitde mühte an eine Genehmigungs -
Pflicht gebunden sein . Der Redner ist überzeugt , das ; die
Schweizer Anleihe für das Badenwerk nur von deutschen »
Gelde finanziert wurde . Eine Herabsetzung der Zinsen und
das Nichthinauslassen deutschen Geldes ins Ausland würde
die Arbeitslosigkeit in erheblichem Matze beeinflusse ».

Aßg . Nußbaum (Soz . ) meint , viele Mittelständler ließen
die Erkenntnis der wirtschaftlichen Zusammenhänge vermis -
sei, .

Abg . Brixner (D . Vp .) zollt den» ersolgreichen Wirken des
LandcsHewerbeamtes wie auch den vier badischen Handwerks -
kamniern Dank . Es sei zu erwarten , daß die Reichsbahn mehr
und mehr Aufträge nach Baden vergibt . Ebenso mögen die
badischen Behörden tunlichst alle Arbeiten dem badischen Hand -
werk zukommen lassen . Daß unserer Wirtschaft Gelder ent -
zogen werden , indem man sie ins Ausland bringt , sei eine
höchst bedauerliche Tatsache . Für das Bückergewerbe unter -
breitet der Redner die Bitte , eine Stunde früher den Betrieb
eröffnen zu dürfen . Man könnte dann auch eine Stunde frü¬
her schließen .

Abg. Fischer -Konstanz (Dem .) : Der Zusammenschluß der
Handwerker sei geboten , um den angemessenen Preis zu hal -
ten und Außenseiter in die Schranken zu weise » . Der Redner
trägt eine Reihe von Wünschen zur Verdingungsordnung vor .
Die Handwerkerfrage sei letzten Endes eine Bildungsfrage .
Wir wollen möglichst viel selbständige , in sich abgeschlossene
Menschen erziehe » . Die Handwerkerbildung befinde sich in
Bade » in sehr guter Verfassung . Wir haben 60 000 selbstän¬
dige Existenzen mit 110 000 Gesellen und <30—70 000 Lehr¬
lingen . Unterstützen wir das Handwerk , so dienen wir dem
Volk und Vaterland .

Abg . Merk (NatSoz . ) unterstreicht ,n einer Polemik noch-
mals die Stellung seiner Partei zum Warenhaus - und Zins -
Problem .

Abg. Lechleiter (Komm .) wiederholt in einer Auseinander -
setzung mit den übrigen Parteien den Standpunkt , daß bei
dem heutigen Monopolkapitalismus der Mittelstand das Schick-
sal der großen Masse der Arbeiter teilen müsse.

Innenminister Wittemann
macht die folgende bedeutsame Mitteilung :

Unterm 10. März habe ich abgeordnet , daß 800 000 Ml
zur Ausschüttung kommen an leistungsschwache Wohnungs -
»erbände und verbandsfreie Gemeinden , wo eine besonders
starke Wohnungsnot herrscht . Ferner soll a conto der Ein¬
gänge an Gebäudesondersteuer der Betrag von ein Viertel
des Einganges für de » Wohnungsbau flüssig gemacht wer -
den . Schließlich soll eine Verbilligung der Zinsen von 3 auf
1 Proz . überall da eintreten , wo Kommunal - und Sonderbar -
lehen für kinderreiche Familien und Kriegsbeschädigte gege -
ben werden (Lebhafter Beifall ) . Es steht in sicherer Aussicht ,
daß uns noch bis zum 1 . April Mittel in Höhe von 1 Million
zur Verfügung gestellt werden . Dann sind uns schon 2 Mil¬
lionen zugesichert , die für Freiburg bestimmt sind , die wir
aber , soweit sie dort nicht benötigt werden , vorweg verbauen
dürfen . Außerdem haben wir in Aussicht , 2 weitere Millionen
von einer anderen Stelle zu bekommen , so daß wir also in
der Lage sein werden , in der nächsten Zeit den Bedürfnissen

s Wohnungsbaues in verhältnismäßig weitem Umfange ent -
genzukomme ».
Ich mache diese Ausführungen , damit draußen im Lande

die Bautätigkeit reger einsetzt und dadurch die Arbeitslosig -
keit vermindert wird .

Ministerialrat Dr. Tcheffelmeier geht auf eine Reihe von
Einzelfragen näher ein . An der Debatte beteiligen sich »och
die Abg . Risch (Zentr . ) , Rösch (Soz . ) und Ewald ( Ev . Volks -
dienst ) , womit die Rednerliste erschöpft ist.

Nach einem kurzen Schlußwort des Berichterstatters Abg.
Reinbold (Soz . ) erteilt das Haus den Voranschlagskapiteln
sür Gewerbe , Handel , Landesstatistik und Eichwesen die Zu -
stimm » » !, .

Die Anträge der Deutschnationalen und Nationalsozialisten
werden abgelehnt .

Das Gesuch der Gebrüder Link in Oberkirch betr . Erhöhung
der Ausfallbürgschaft des Landes Baden bei Lieferungsge -
fchäften nach Rußland wird der Regierung zur Kenntnis -
nähme überwiesen .

Annahme findet ein Ausschußantrag , die Regierung wolle
bei der Reichsregierung dahi » wirken , daß aus Grund des
Artikels 164 der Reichsverfassung der Mittelstand in feinen
Selbsthilfebestrebungen nachdrücklichst unterstützt wird .

Es folgt der Bericht des Rechtspflegeausschusses über den
nationalsozialistischen Antrag auf

Verbot des Schächtens der Schlachttiere
erstattet von Abg. Kühn (Zentr . ) Der Ausschuß beantragt
Ablehnung , ferner : das einschlägige Gesuch des Oberrats
der Israeliten durch diese Beschlußfassung für erledigt zu
erklären , sowie die Gesuche des Verbandes der badischen Tier -
schutzvereine e . V . Freiburg , und des Otto v . Waldstein und
Genössen in Mannheim , der Regierung zur Kenntnis in dem
Sinne zu überweisen , daß geprüft wird , ob die in Baden
erlassenen Schächtordnungen zum Zweck eines wirksamen
Tierschutzes nicht noch weiter verbessert werden können .

Um % 8 Uhr vertagt sich das Haus auf Donnerstag , vor -
mittag 9 Uhr .

Zur « ekelwng der Arbeitslosigkett
3 " Sitzüug des Landtagen vom 12. März gab Minister

Wittemän » folgendes bekannt :
1 : Es sollen '

vorläufig 8011000 Ml au einzelne leistungs¬
schwache Wohuuugsverbände und verbandssreie Gemeinden
mit besonders starker Wohnungsnot oder Bautätigkeit ver -
teilt werde ».

2 . Die Siaatsschuldeuverwaltuug ist von mir ermächtigt ,
auf die künftige Zuteilung an Kommunaldarlehe « aus der
Gebäudesondersteuer 1930 bis zur Hälfte ^er bei der end -
gültigen Verteilung der Gebäudesondersteuer 1929 den ein -
zelnen Wohnungsverbänden und verbandsfreien Städten zu -
geteilte » Beträge , welche über 4 Millionen Reichsmark aus¬
machen , Zahlung zu leisten .

3 . Die Gewährung von Komiuuualsonderdarleheu für die
Errichtung von Eigenheimen durch Schwerkriegsbeschädigte
und kinderreiche Familien mit 4 » »d mehr unversorgten Kin -
der » erfolgt auch künftig in der bisherigen Weise . Der Zins -
satz für die ueuzubewilligeudeu Darlehen wird jedoch auf
I v . H . ermäßigt . Der Tilgungssatz bleibt wie bisher 2 v . H.

4 . Außerdem soll die Erstellung von Wohnungen für
Schwerkriegsbeschädigte und kinderreiche Familien mit 4 und
mehr unversorgten Kindern durch gemeinnützige Bauvereini -
gungen eine entsprechende Förderung erfahren .

Beginn der Landwirtschaftsdebatte
°

(38; Sitzung .)
DZ > Karlsruhe 13. März 1930.

Eingegangen sind Gesuche des Badischen Städteverbandes
zuin Finanzausgleich (betrifft die Fürsorgelasten der Städte )
uud des Verbandes badischer Gemeinden betr . llberlragung
der gehobenen Fürsorge a » die Gemeinoen .

Nach Eintritt in die Tagesordnung nimmt Abg . Kraft
(NatSoz . ) das Wort zur Begründung des Antrages ans

Verbot des Schächtens der Schlachttiere .
Die Nationalsozialisten ließe » sich i» dieser Frage durchaus
nicht von ihrer antisemitische » Einstellung leiten (Zuruf
und Lachen links ) . Der Redner ist der Auffassung , daß das
Schächten eine grausame Tierquälerei darstellt . Das werde
durch die Erfahrungen

"her Tierärzte und die Gutachten nam¬
hafter Gelehrten belegt .

Abg . Or. Retzbach (Zentr . ) verliest eine kurze Erklärung
seiner Fraktion , di« in Übereinstimmung mit der Reichstags -
sraktio » ei» « chächteverbot stets abgelehnt habe , weil es
einen Unzulässigen Eingriff in die Gewissensfreiheit der ortho -
doren Juden bedeuten würde .

Aj&g, Kurz (Soz . ) lehnt , den . Antrag gleichfalls ab . Die An -
schauungen der Autoritäten seien übrigens geteilt . (Der Abg .
Kraft erhält wegen wiederholter Zwischenrufe einen Ord¬
nungsruf .)

Abg . Bauer (D . Vp . ) ist wie der Vorredner der Meinung ,
daß es sich hier nicht um eine Parteifrage handle , sondern
um eine Sache der persönlichen Anschauung . Daß es Gründe
gegen das Schächten gibt , beweise der Umstand , daß es in der
Schweiz und Norwegen verboten ist .

Abg . v. An (Wirtfch . - » . Bauernp . ) pflichtet dem Vorredner
darin bei , daß das religiöse Empfinden der orthodoxen Juden
geachtet werde » müsse. Er bittet , bei der Behandlung dieser
Dinge in der Öffentlichkeit rein sachlich zu bleiben . Im Ge -
gensatz zu den übrigen Mitgliedern seiner Fraktion werde er ,
von Au , sür den Ausschutzantrag stimmen .

Als Abg . Or. Leers (Dem .) zum Rednerpult schreitet , rust
der Abg . Kraft (NatSoz . ) : „Da kommt der Vertreter des Ju -
dentums ! " Er wird deshalb zum zweitenmal zur Ordnung
gerufen . Der demokratische Sprecher meint , man kö »nte sich
im Landtag sehr wohl einmal mit Tierschutzfragen allgemein
befassen . Es gehe aber nicht an , eine einzelne Frage heraus -
zugreifen . Man könne nicht glauben , daß es den National -
sozialiste » lediglich um tierschützerische Absichten zu tun sei
(Zustimmung bei der Mehrheit ) Die Demokraten stehen auf
dem Boden des Ausschußantrages .

Abg . Lechleiter (Komm . ) wendet sich scharf gegen die Na -
tionalsozialisten .

Abg . Ewald (Ev . Volksd .) hält die Stellungnahme zur
Schächtfrage für eine Gewiffenssache .

Abg . Frau Richter (D . Natl . ) stimmt dem nationalsoziaki -
stischen Antrag rein vom Tierschutzstandpunkt zu .

Innenminister Wittemann
verweist auf die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen und
die von Reichs wegen zu erwartende Regelung . Auf rituelle
Bedürfnisse wird wohl Rücksicht genommen werden müssen ,
wenn mctn sich nicht dem Vorwurf des Gewissenszwanges
aussetzen wolle .

Nach einem kurzen Schlußwort des Berichterstatters Abg.
Kühn bemerkt

Abg . Bauer (D . Vp .) zur Abstimmung , seine Partei sei
grundsätzlich der Ansicht, daß Reichsfragen im Reichstage ent -
schieden werden müßten . Die volksparteiliche Fraktion werde
sich der Stimme enthalten .

Der nationalsozialistische Antrag wird darauf gegen 13
Stimmen der Antragsteller , der Deutschnationalen , Wirt -
schasts - und Bauernpartei (mit Ausnahme des Abg . v . Au )
abgelehnt , ebenso ein Eventualantrag der Nationalsozialisten .
Die große Mehrheit stimmt dem bekannten Nusschußantrag
zu .

Das Haus tritt sodann in die Beratung des
Voranschlages für Landwirtschaftund Ernährung
ein .

Berichterstatter Abg . Schill (Zentr .) gibt einen erschöpfen -
den Bericht über die Verhandlungen im Haushaltsausschuß
und stellt die entsprechenden Anträge :

1 . den Voranschlag des Ministeriums des Innern Ausgabe
Kapitel 17 und Einnahme Kapitel 13 : Landwirtschaft und
Ernährung genehmigen mit der Matzgabe , datz a ) im ordent¬
lichen Haushalt 1 . bei Titel 38 statt 312 000 Mi gesetzt wird
323 000 Mi , in den Erläuterungen d ) Pferdezucht ist statt
141 000 Mi zu setzen 152 000 M ; 2. bei Titel 39 statt 200 000
Reichsmark gesetzt wird 189 000 Ml ; b) im außerordentlichen
Haushalt entsprechend der Vorlage des Ministers des In -
nern , Maßnahmen zur Linderung und Heilung der im Win -
ter 1928/29 entstandenen Frostschäden im Weinbau neu ein -
zusetzen ist : Zur Linderung und Heilung der im Winter
1928/29 entstandenen Frostschäden im Weinbau a ) aus Lan¬
desmitteln 17 000 Ml , aus Reichsmitteln wurde ein Betrag
in gleicher Höhe überwiesen ;

' b ) Reichsbeihilfe 17 000 Ml ,
zusammen 34 000 Mi ;

die Regierung ersuchen , bei den Verhandlungen über den
polnische » Handelsvertrag und die Handelsverträge »lit den
übrigen Ostländern keinen Abmachungen zuzustimmen , welche
den landwirtschaftlichen , gewerblichen und industriellen In -
teressen Badens , namentlich auch den forst - und Holzwirtschaft -
liehen Belangen unseres Grenzlandes , zuwiderlaufen ;die Regierung ersuchen . 1 . bei der Reichsregiernng dahin

zu wirke » , daß der Zoll auf Tabakblätter so erhöht tac& t ,daß die Existenz des einheimischen Tabakbaues erleichtertwird , 2 : sich dafür -einzusetzen ; daß diese Zollerhöhung in der
Hauptsache auf geringere Anslandstäbäke gelegt witd , die
dem hei,nifche » Tabakbau di« Sauptkonkurrenz darstellen ;den Autrag der Abg . Roth Ge » , Steuerung der Absais¬not der badischen Griintrrnerzeugrr als durch die Erklärungund die Maßnahmen der Regierung für erledigt zu erkläre » ;dein "Antrag t>er Abg . Merk u. Gen ., Förderung des inländl -
scheu Tabakbaues die Zustimmung zn erteilen mit der Matz ,
gäbe , daß statt 20 Ml gesetzt wird 10 Ml ;

dem Antrag der Abg. Duffkier u . Gen . , die Zustimmungerteilen mit der Maßgabe , daß die Anführung in Klammer
lauten mnß : <insbesondere Tomaten , Blumenkohl . Rosen -
kohl-, grüne Bohnen grüne Erbsen , Gurken , Spargel ) .

Im Zusammenhang mit den vorliegenden Etatstiteln solleneine Reihe von Anträgen mitbehandelt werden . '
Namens des Rechtspslegeausschnsses berichtet Abg. Dr.

Hoffmann (Zentr . ) über den Gesetzentwurf betr . die Be .
kämpfung der Biencnsenchcn , der die Entschädigung für Seit *
chenverluste aus der Staatskasse vorsieht . Der Ausschuß be¬
antragt Zustimmung .

Abg . Teufel (Zentr . ) erstattet Bericht über die Denkschrift
des Innenministers betr . die Verschuldung der badischen Land -
Wirtschaft im Jahre 1928 . Der Ausschuß stellt den Antrag ,die Denkschrift zur Kenntnis zu nehmen uud die Regierung
zu ersuchen , den Mißständen auf dem Hypotheken - und Mo -
biliarmarkt eiitgegenzuwirkeu , nnd sich bei der Sieichsregie -
rung dafür einzusetzen , daß Höchstzinssätze vorgeschrieben
werden .

Abg . Heinzmann (Zentr . ) berichtet über den Antrag De
Schmitthenner (D . Natl . ) betr . Zulassung der bäuerliche »
weibliche » Jugcud zu den landwirtschaftlichen Winterschule »,
sowie über Gesuche der Badischen Ländsrauenvereinigung des
Katholischen Deutschen Frauenbundes betr . die berusliche
Ausbildung der Landwirtstöchter , und des Landesverbandes
landwirtschaftlicher Hausfrauenvereine Badens betr . Einfüh .
rung »o» Parallelklassen für Landmädche » an den landwirt¬
schaftlichen Winterschule « . Der Ausschuß beantragt,

'
obige »,

Antrag zuzustimmen und die erwähnten Gesuche der Regie -
rung zur Kenntnisnahme zu überweisen .

Abg . Heinzmann berichtet ferner über den Antrag Hilbert
(Wirtsch .- u . Bauerup . ) , die Regierung wolle bei Reichsregie -
rung und Reichsrat dahin wirken , daß in das . neue Reichs -
rnilchgesetz die Bestinimnng anfgenommen werde , daß vom
Ausland nur pasteurisierte Milch eingeführt werden darf , um
die Einschleppung von Seuchen zu verhüte ».

Die Regierung hat im Ausschuß erklärt , datz die geltenden
seucheupolizeilichen Vorschriften ausreichten .

Es wird beantragt , dem Antrag Hilbert die Zustimmung
zu versagen .

Die Aussprache .
Für das Zentrum spricht der Abg. Bausch . Er sieht dat

Hauptmittel zur Besserung der Verhältnisse in der Landwirt »
schast in der baldigen Herstellung der Rentabilität . Die
Denkschrift sei sehr gut durchgearbeitet , wem » man auch sol-
gern müsse , daß sie nicht in vollem Umfange die persönlichen
Schulden enthält . Nur die Rentabilität würde den Zustrom
in die Städte verhindern . Solange wir von Zollmauer » um -
geben sind , können wir unsererseits nicht auf Zölle verzich-
ten , die allerdings kein Allheilmittel darstellen . In der Frage
des Milchabsatzes seien leider keine weiteren Fortschritte zu
verzeichnen . Die Regierung müsse hier einen stärkeren Druck
aus Gemeinden und Organisationen ausüben . Der Redner
wünscht Erhöhung der Position sür SiedlungSzwecke . Er
denkt dabei nicht an den Osten oder an Steiermark , sondern
an die drohende Entsiedlung des Schwarz - und Hotzenwaldes .
Auch aus dem Lande gebe es ein Wohnungselend , dazu kä -
me « die kaum mehr tragbaren Umlagen . H>ie Steuerbewer -
tung der Betriebe sollte in schnellerem Tempo auch in Baden
Platz greifen . Zu hoffen sei, daß wir sobald wie möglich ein
gutes landwirtschaftliches Fachschulwesen bekommen . Dank
gebühre Land und Reich für die technische Förderung der
Landwirtschaft . Erwünscht sei ein engeres Zusammenwirken
zwischen Regierung , Kammer und einzelne » Berussorgaui -
sationen , ferner eine Zusammenfassung der technischen Be -
lange der Landwirtschaft . Der Redner warnt davor , die Spe -i
zialisiernng der Betriebe zu weit zu treiben . Zu rügen sei,
wenn Kaminerbeamte nach Versammlungen Stimmung gegen
die Regierung machten .

Um 1 Uhr wird die Weiterberatung auf nachmittags VA
Uhr vertagt .

Voltstrauertag
Anläßlich des am 16. März 1930 stattfindenden allgemeinen

Volkstrauertages hat der Oberrat der Israeliten die Abhal -
tung eines Gottesdienstes angeordnet .

Aus der Tandeskauptstadt
Herabsetzung des Zinssatzes bei der Karlsruher Sparkasse .

Der Verwaltungsrat der Städt . Sparkasse Karlsruhe hat mit
Wirkung vom 1 . Arpil den Zinsfuß für Hypotheken von
auf 8 Prozent , für Kontokorrent von 10 auf 9 Prozent uud
den Zinsfuß für Einlagen von 7 auf 6 'A Prozent herab¬
gesetzt . Eine weitere Herabsetzung des Zinsendienstes konnte
mit Rücksicht auf Konkurrenzunternehmungen außerhalb
Karlsruhe nicht vorgenommen werden . Eine weitere Ermä¬
ßigung ist bei evtl . weiterer Herabsetzung des Reichsbantdis -
konts in Aussicht genommen .

Wetternachrjchtendicnst der Badischen Landeslyetterwart «,
Karlsruhe . In die Rückseite eines über Westeuropa gelege¬
nen und inzwischen nach Dänemark gezogenen Tiefdruckaus -
läufers ist vom Ozean maritime Warmluft eingedrungen und
hat sich überraschend schnell über Frankreich ausgebreitet . Der
Ausgleitregen an der Warmluftfront hat uns heute früh er»
reicht und bei auffrischenden Westwinden auch in der Eben »
anfänglich leichte Schneefälle gebracht , die jedoch bald in Re »
gen übergingen . Im Gebirge ist weiterer Neuschnee gefallen .
Die gegenwärtige Wetterlage mit zahlreichen Teiltiefs übe«
Europa läßt bis auf weiteres unbeständiges Wetter erwarten .
Wetteraussichten : Fortdauer des Westwetters , weitere Nieder ,
schlage bei frischen westlichen Winden , etwas milder . Gebirg «
Schneefall .

Dandel und Mirtscbatt
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100 G
Kopenhagen 100 Kr .
Italien
London .
New Dork
Paris .
Schweiz
Wien 100
Prag . .

100 L.
1 Pfd .
1 D .
100 Fr .
100 Fr .

13. SRftr; 12. März
Selb ö «lb « nn

167.96 168.30 167 .93 167.2?
112.11 112.33 112 .08 112.30
21 .955 21 .995 21 .94 21 .98
20 .366 20.406 20 .358 20 .498
4.1885 4.1962 4 . 1885 4 . 1965 "
16.385 16 .425 16 .38 16 . 42
81 .035 81 .195 81 .02 81.18
58 .965 59 .085 58.99 59 .11
12 .412 12 .432 12 .413 12 .438



Ttttverftändiguug Hapag -Lloyd
ERB . Berlin , 13. März . ( Priv .- Tel .>. Die „DAL ."teilt mit : Z« her heutigen Bilanzsitzung der Hapag wird

eine Dividende von 7 Prozent (wie im Borjahr ) vorgr -
schlagen werden . Im Anschluß daran wird die Verwaltung»»raussichtlich eine Mitteilung macheu, die besagt, daß in ab¬
sehbarer Zeit ein näheres Zusanimeugehen mit
dem Norddeutschen Lloyd ins Auge gefaßt sei. ES» erlautet zuverlässig , daß die Verhandlungen aus Abschlußeine » Abkommens auf verschiedenen Gebieten abzielen , in
erster Linie auf eine Vereinheitlichung des Ost -
« slen - und Stidamerikadiensteo , sowie auf Ra -
tionalisierung des Agenturwesens und der
Propaganda . Man spricht ferner davon — hiervon al¬
lerdings nur gerüchtweise — daß es zu einer völligen In -
teressengemeinschast kommen müsse.

Badische Baumwollspinnerei und Weberei AG ., Neurod
£ imt Ettlingen ! . Die am Mittwoch abgehaltene Generalver -!«tmmlung der Badischen Baumwollspinnerei und Webereir .G ., Neurod , erledigte zunächst die üblichen Regulanen und
genehmigte alsdann die beantragte Zusammenlegung des Ak¬
tienkapitals im Verhältnis von 50 : 1, von 550 000 auf 110U0
Reichsmark , sowie die Wiedererhöhung des Aktienkapitals*uf 550 000 XK . Der Aufsichtsrat wurde wiedergewählt .

Insolvenz im Freiburger Automobilhandel . Die Freibur -
?

ec Karosserie - und Wagenfabrik Carl Wagner , Inhaber Ju -ius Wagner , hat ihre Zahlungen eingestellt . Die Firma , dieeine der grötzteii Automobilhandeisfirmen Oberbadens ist,wird voraussichtlich das gerichtliche Vergleichsverfahren bean -
kragen . Die Ursache der Insolvenz ist neben der allgemeinenschlechten wirtschaftlichen Lage im Aulomobilhandcl auf die
Kündigung von Schweizer Bankkrediten zurückzuführen . DieFinna , die im November noch einen Reingewinn von zirka86 000 XH ausweisen tonnte , will den Gläubigern einen ent -sprechenden Vergleichsvorschlag machen und die laufendenGeschäfte noch abwickeln . Ein Teil des Geschäftes wird abge -trennt werden »ind von dem Schwager des Herrn Wagner ,Herrn August Kumlin , unter neuer Firma weitergeführt wer -den .

Favag - Revisi » » «vericht. Die vor der aujjeroroentlichenHauptversammlung der Frankfurter Allgemeinen Versiche -rungs - AG . gewählte Revisionskommission veröffentlicht iiun -mehr ihren umfangreichen Bericht . In einem Abschnitt überdie Bilanz wird die Goldmark - Eröffnungsbilanz per 1. Januar1924 eingehend kritisiert . Hierbei wird u . a . festgestellt, daßdie Goldbilanz ein um 5 Mill . Goldmark niedrigere » Kapitalhätte aufweisen müssen. Auch die Gewinn - und Verlustrech-nungen bzw . die Einzelergebnisabrechnungen für die Ver -
sicherungssparte » wurden in weitgehender Weise frisirr «. Keineder Bilanzen wurde so aufgestellt , daß sie darauf Anspruch er-heben kann , den Vermögensbestand und die Ergebnisse derGesellschaft den tatsächlichen Verhältnissen entsprechend wie¬derzugeben . Die Frage der Möglichkeit einer Verhinderungdes Zusammenbruches durch noch rasches Eingreifen des Auf -sichtsrates wird verneint . Schließlich wiro festgestellt , daßder Borstand verantwortlich ist wegen schwerer Verstöße gegendas Gesetz und die Satzungen , und der Aufsichtsrat , weil erdie ihm nach Gesetz und Satzungen obliegende überwachungs -
Pflicht nicht mit der erforderlichen Sorgfalt ausgeübt hat .

Stillegung der sächsischen Maschinenfabrik vorm. HartmannAG . iu Chemnitz . In der am Mittwoch abgehaltenen Auf -
sichtsratssitzung wurde beschlossen, dem Antrag des Vorstan -des , die Werke stillzulegen und die Gesellschaft aufzulösen ,stattzugeben . Die endgültige Entscheidung liegt bei der Ge -
neralversammlung , die aus den 3. Aprit einberufen werdensoll.

Wiederzulafsun « de » Devisenverkehrs in Italien . In Jta -lieii wird der freie Devisenverkehr wieder eingeführt . Das
gegenwärtige Ausfuhrverbot von in italienischer Währungauszahlbaren Staatspapieren wird aufgehoben .

Ikurze Macdricbten aus Baden
DZ . Tauberbifchvfsheim , 13. März . Die Zentrale der land .Wirtschaftlichen Lagerhäuser hat ihr an der KönigheimerStraße gelegenes Brnuereigebinide mit Einrichtung zum

Preise von 140 000 3M an Brauereibefitzer Heinrich Zipf in
GcrlnchSheim verkauft . Die Eröffnung der Brauerei soll in
Bälde erfolgen .

DZ . Malsch (Amt Ettlingen », 13. März . Ein für die In -
fassen des Wagens verhängnisvoller Autounfall ereignete sich
zwischen Malsch und Völkersbach . Bei der polizeilichen Er -
mittlung stellte es sich heraus , daß die „Eigentümer " des Wa -
genö denselben aus einer Garage in Karlsruhe gestohlen hat -
ten . Die beiden Autodiebe wurden festgenommen .

DZ . Ludwigshafen
'
(Rhein ), 13. März . 34 badisch« Teilneh .

mcr am Fortbildungskurs für Berwaltuugsbeamte in Mann¬
heim , Beamte der Regierung , der Bezirksämter , des Ober -
Versicherungsamts und der Polizeiverwaltung unter Führung
von Ministerialrat Dr. Jmhoff vom badischen Ministerium des
Innern , besichtigten gestern die Anlagen des Werkes Oppau
der I . G . Farbenindustrie AG . Der Besichtigung ging ein
Vortrag über die wissenschaftlichen und technischen Grund -
lagen des Haber -Bosch-Verfahrens und der Stickstofferzeu -
gung voraus .

Staatsanzeiger
Ausweis iibkr die Einnahmen und « nsgaden des Landes Baden . Monat Januar des Rechnungsjahres ISS»,

( Beträge in Tausend Reichsmark . )

Jahressoll
lHaushaltssoN )

Jst - Einnc
seit Beginn des

bis
^
einschließlich

Dezember 192V

hme oder Ist

im
Januar 1930

Ausgabe

zusammen

i 2 » t

I . Einnahmen :
1. Steuern (nach Abzug der Überweisungen an die Äs -

meinden und Kreise)
2. Überschüsse der Unternehmungen und Betriebe (nach

Abzug von Zuschüssen) .
3. Sonstige Einnahmen :

a ) Justiz . . . . .
b) Uyterrichtswesen , Wissenschaften und Künste , Kultus
c) übrige Landesverwaltung >

Einnahmen insgesamt (nach Abzug der Steuerüber «
Weisungen an die Gemeinden und Kreise und der Zu -
ichüsse a î Unternehmungen nnd Betriebe )

II . Ausgaben :
1. Justiz
2. Unterrichtswejen , Wissenschaften und Künste , Kultus .3. Wohnungswesen .4 . Ruhegehalte und Hinterbliebenenverjorgung . . . .5. Sonstige Ausgaben
Ausgaben insgesamt « . . .
Einnahmen insgesamt
Mithin Mehrausgabe

ehre innahme

130 372

6 867

14 356
22 078
48 939

104 033

5 247

11977
16 061
28 319

16 315

89

1544
1608
3 376

120 348

5 336

13 521
17 669
31 695

222 602 165 637 22 932 188 569

21672
85 862
10 221
24 831
85 585

17 363
67 351

6 026
18 510
55 252

2035
7 182

781
2 182
5 742

19 398
74 533

6 807
20 692
60 994

228 171
222 602

164 502
165 637

17 922
22 932

182 424
188 569

5 569
1 135 j 5 010 6145

3 . Außerordentlicher Haushalt .
I . Einnahmen :

Insgesamt .
Il .Ausgaben :

1. Berkehrswejen
2. Wohnungswesen
3. Sonstige Ausgaben der Hoheitsverwaltungen4. Für Unternehmungen und Betriebe . . . .
Ausgaben insgesamt . . .
Einnahmen insgesamt

19 958 1996 443 2 439

8 528 6 277 101 6 378
7 000 1800 — 1800

10 375 5 633 550 6 183
790 318 59 377

26 693 14 028 710 14 738
19 958 1 006 443 2 439

C 735 12 032 « | 12 299Mithin Mehrausgabe

Abschluß Januar 1930 .
A. Ordentlicher Haushalt .

Mehreinnahme aus deu Monaten April 1929 bis einschließlich Januar 1930 6 145
3 . Augrrordentlicher Haushalt .

Mehrausgabe aus den Aionaten April 1929 bis einschließlich Januar 1930 12 299 ft/t
Anmerkung : Mit Rücksicht auf die Ungleichheit im zeitlichen Vollzug und die teils vorschußweise Verrechnung der Einnahmenund Ausgaben während der einzelnen Monate des Rechnungsjahres lassen sich zuverlässige Schlußfolgerungenauf den Abschluß dec Hauptstaatsrechnung auf Ende des Rechnungsjahres im Vergleich zum Haushaltsplan an «obiger Tarstellung nicht ziehen .

Karlsruhe , den 8 . März 1930.
Der Minister der Finanzen .

Schmitt . >

Sonnt « g , den 16. März , 11 '/, Uhr

WiWssmr
im großen Saale der Festhalle

Mitwirkende: Franz Philipp , Direktorder Badischen Äochschule für Musik ;Orchester des BadischenLandestheaters,Leitung : Generalmusikdirektor JosesKrips ; MännergesangvereinLiederhalle ,Leitung: Studienrat Äugo Rahner ; An-
spräche Dr. phil . Fr . Droop, Mannheim.

1 . Orchester: Symphonie in H - Moll (Unvollendete) . Franz SchubertAllegro moderato — Andante eon moto
2 . Orgel : Vorspiel und Fuge in OMoll . . . . Anton BrucknerErgänztund bearbeitet von Franz Philipp
Z . Männerchor». Orgel : a) Gebet b) Anno domini 1917 Erw. Lendvai4 . Ansprache : OrplM . Fritz Droop, Marnheim
5 . Männerchor: Ich hatt' einen Kameraden . . . Friedrich Silcher6 . Orchester: Trauermarsch aus der Z. Syriip^ nie (Eroica)

Ludwig van Beethoven
Wir laden die gesainte Bevölkerung zur Teilnahme ein . Einzel»einladungen ergehen nicht. Die Teilnehmer »»erden gebeten, in derBedeutung des Tages angemessener Kleidung zu erscheinen. DerEintritt ist frei . Programme sind in der Festhalle für 20 Rpf . er¬hältlich . Für Schwerkriegsbeschädigte und ältere .Hinterbliebene werdenin den vorderen Reihen bis 11 '/, Ahr Plätze freigehalten , wo auchPlätze für Vertreter der Behörden sichergestellt sind .

- Ortsgruppe Karlsruhe des LmdesmdMes Mm
des MsMtt MW wWlÄerWige

Speisezimmer
Herrenzimmer
Schlafzimmer
Küchen
einzelaeMöbelstUcke

in bekannt großer Auswahl im Möbelhaus

MaierWeinheimep
| Karlsruhe Zahlungserleichterung . Kronenstr .32

Kein Laden f daher billigste Preise 114

Kommunaldarlehen
vermittelt unter günstigen Bedingungen

JOSEPH LIEBMANN

Bankgescb ., Karlsruhe i L ., Tel . 75 u . 76
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« FROHE KINDHEIT »

Wir
werben

für Sie

Täglich 8 Uhr
mii'üii'. , ,i,iuii iiiiuiiiiiiiiiiii..iihi)iii

Wilhelm
Millowitsch

Man lacht Tränen !
Samstag letzte

Vorstellung

bitte bei allen Einkäufen
und Bestellungen Bezug
auf die Anzeigen in der

„Karlsruher Zeitung "

PORPHYRWERK
DOSSENHEIM

HANS VATTER
DOSSENHEIMABIERGSTB

UEf EBTAUSSCHLOSS'U.
HECKENMARK BRUCH
ERSTKLASSIGES

STRßSSENBßU -
MATERIAL

MWes LandestheM
Freitag , 14. März 1930
*F 17. (Freitagmiete )

Th .- Gem . II . S . - Gr . i' tti
801 —900

Das Richen
von HMronn

Großes historisches Ritter »
schauspiel von Kleist

Regie : Baumbach

Mitwirkende :
Bertraul » Ermarth , Krauen -

dorfer . Genter , Ziegler ,
Bauer , Hebeisen , Jank ,
Kallab , Seiling , Brand ,

Gemmecke,Graf , Herz .Hierl ,
Höcker, Just , Kloeble , ß .
Kienscherf , Kühne , Land -

grebe, Mehner , Müller ,
Prüter , Schneider . Schulze ,
v . d . Trenck, Geier , Grimm ,
H . Kienscherf . Kilian , Klein -
bub , Luther , Meyer , Nagel .

Anfang 19'/, Ende 22 ' /,
Preise A (0,70 - 5 XM)

Samstag . 15 . März :
Die Ossäre Dreyfu «.
So ., 16. März : Äida .

Im KonzerthauS : Keine
Vorstellung . Montag,17>März : KolonneHund »
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